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A. Zusammenfassung der ZVEI-Kernanliegen 

 

1. Gesamtkontext sehen: EEG-Novellierung und Entwicklung eines intelligenten 
Energiesystems als gemeinsame Teile der Energiewende begreifen 

 

2. Balance finden: Ausbau der Erneuerbaren Energien voranbringen, internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der Stromkosten sicherstellen  

 

3. Energiewende intelligent gestalten: Energiepolitischen Schwerpunkt auf den 
marktgerechten und dezentralen Ausbau der Erneuerbaren Energien, Netz-
ausbau/ Netzumbau und Steigerung der Energieeffizienz legen 

 

4. Bestehende Lösungen nutzen: Mit energieintelligenten und energieeffizienten 
Technologien der Elektroindustrie die Versorgungssicherheit und den Klima-
schutz voranbringen 

 

5. Instrumente zur Marktintegration stärken:  

 Bestehende Fördersystematik fortentwickeln 

 Zusätzlich optionale Marktprämie einführen 

 Effektivere Steuer- und Reaktionsmöglichkeiten prüfen  

 Besondere Ausgleichsregelung erhalten 

 

6. Anreize zur Systemintegration setzen: 

 Das EEG als Baustein zum intelligenten Energiesystem begreifen 

 Bedarfsgerechte Einspeisung und Lastmanagement fördern und fordern 

 Das EEG zur Finanzierung des intelligenten Energiesystems nutzen 

 Potentiale der erneuerbaren Stromerzeugung noch besser erschließen 

 Eigenverbrauchsregelung praxisgerecht überprüfen und erweitern  

 Beteiligung an Regelenergiemärkten und Energiedienstleistungen er-
möglichen 

 

7. Ordnungsrahmen anpassen: Konsistentere Abstimmung des energierechtli-
chen Instrumentenmix  

 

B. Erneuerbare Energien und die Elektrotechnik- und Elektronikindustrie 

 Bezug des ZVEI zum EEG: 

Die im Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e.V. (ZVEI) vertretenen Un-
ternehmen sind Hersteller hocheffizienter Technologien für die Erzeugung, den Transport 
sowie die Verteilung von Energie im Allgemeinen und damit auch von Strom aus Erneuer-
baren Energien im Speziellen. Sie sind Anbieter modernster technologischer Lösungen 
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auf dem Weg zum intelligenten Energiesystem der Zukunft und als derartige Marktteil-
nehmer unmittelbar vom zugrundeliegenden Ordnungsrahmen betroffen. Planungssichere 
und wettbewerbsfähige gesetzliche Regelungen für die Stromerzeugung aus Erneuerba-
ren Energien spielen daher für die Elektrobranche, die 800.000 Mitarbeiter beschäftigt und 
einen Jahresumsatz von 160 Milliarden € erwirtschaftet, eine herausragende Rolle. Im 
Übrigen produzieren die im ZVEI vertretenen Unternehmen unter anderem auch Geräte 
und Anlagen für die unterschiedlichsten Branchen und sind damit genauso wie diese von 
den durch das EEG entstehenden Mehrkosten betroffen. 

 

 EEG-Novellierung als Teil der Energiewende begreifen: 

Erste Entscheidungen der Bundesregierung nach den Ereignissen in Japan - wie das 
dreimonatige Moratorium der Laufzeitverlängerung oder der Entwurf eines "6-Punkteplans 
für eine beschleunigte Energiewende in Deutschland" - erfordern eine Anpassung des 
Energiekonzepts   und der dort beschriebenen „Brücke in das Erneuerbaren-Zeitalter“ . 
Unabhängig von den konkret folgenden Maßnahmen soll eine sog. Energiewende einge-
leitet und der energiepolitische Schwerpunkt zukünftig noch stärker auf die Aspekte  

 "Ausbau der Erneuerbaren Energien",  

 "intelligentes Energiesystem" sowie  

 "Steigerung der Energieeffizienz"  

gelegt werden.  

Aus Sicht des ZVEI muss die geplante Novellierung des EEG als wesentlicher Bestandteil 
dieser Energiewende begriffen werden, an deren Ende ein optimales Zusammenspiel 
erneuerbarer und dezentraler Energieerzeugung mit intelligenter Energieverteilung sowie 
effizientem Energieverbrauch steht. Mit der Elektroindustrie und ihren energieintelligenten, 
energieeffizienten sowie klimaschonenden Technologien und Produkten steht der Politik 
hierbei ein starker Verbündeter zur Seite. Bereits heute stellen die im ZVEI organisierten 
Unternehmen Lösungen zur Verfügung, die entlang der gesamten energiewirtschaftlichen 
Wertschöpfungskette - d.h., von der Erzeugung, über die Verteilung bis hin zum Ver-
brauch  Effizienz steigern und dadurch Kosten reduzieren sowie den Klimaschutz voran-
bringen. 

 

 Diskussion im Rahmen des energiepolitischen Zieldreiecks führen: 

Bei der anstehenden konkreten Ausgestaltung des EEG müssen zwei nicht immer de-
ckungsgleiche Gesichtspunkte miteinander in Einklang gebracht werden: Zum Einen ist 
der Standort Deutschland auch zukünftig als Leitmarkt sowie Forschungs- und Entwick-
lungsstandort für Erneuerbare Energien-Technologien zu fördern, um weiteres Wachstum 
zu erzeugen und die bestehende Exportlage zu sichern. Auf der anderen Seite müssen 
bei der Ausgestaltung des EEG wesentliche marktwirtschaftliche Prinzipien gelten und ist 
stets auch die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Strompreise des Industriestandorts 
Deutschland zu berücksichtigen. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, die bestehende 
Tiefe der Wertschöpfungsketten in Deutschland zu erhalten. Im Ergebnis ist bei der Aus-
gestaltung des EEG das energiepolitische Zieldreieck Versorgungssicherheit, Wirtschaft-
lichkeit und Umweltschutz zu berücksichtigen und ist die Kostendiskussion unter Berück-
sichtigung der übergeordneten Klimaziele sowie der diesbezügliche Beitrag des EEG mit 
einzubeziehen.   
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C. ZVEI-Grundprinzipien für Erneuerbare Energien-Politik 

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien in Deutschland hat eine beeindruckende Dyna-
mik erreicht. Diese tragen mittlerweile nicht nur einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung 
erklärter energie- und umweltpolitischer Ziele bei. Darüber hinaus erzeugen regenerative 
Energietechnologien auch heute schon spürbare Wertschöpfungseffekte, schaffen Ar-
beitsplätze und generieren milliardenhohe Steuererträge. Ein wesentlicher Motor dieser 
Entwicklung ist das EEG, welches die maßgebliche Einführungshilfe für den Ausbau Er-
neuerbarer Energien in der Stromerzeugung darstellt. Der ZVEI begrüßt daher das bereits 
im Energiekonzept enthaltene und derzeit energiepolitisch noch bestärkte Ziel, beim 
Energiemix der Zukunft - und damit auch bei der Stromerzeugung - immer mehr auf Er-
neuerbare Energien zu setzen.  

Auf der anderen Seite stehen die mit dem EEG einhergehenden Kosten. Um diese auf 
Dauer in einem volkswirtschaftlich verträglichen Rahmen zu halten und zugleich die Ak-
zeptanz der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien nicht zu gefährden, muss das 
EEG fortentwickelt werden, hin zu einer auf Erzeugungstechnologien ausgerichteten und 
am Ziel der Markt- und Systemintegration orientierten Förderung, an dessen Ende das 
Erreichen der Wettbewerbsfähigkeit steht.  

 

 Marktintegration: 

Unter Marktintegration versteht der ZVEI das Ziel, Erneuerbare Energien möglichst rasch 
mit anderen Energieträgern wettbewerbsfähig zu machen. Einzelne Aspekte der "Marktin-
tegration" sind im aktuellen EEG auch heute schon - bspw. in Form der degressiven Ver-
gütungsätze oder in Form des sog. "Grünstromprivilegs" - angelegt. Das bestehende EEG 
dient in seiner derzeitigen Ausgestaltung aber vor allem dazu, das Wachstum von Erneu-
erbaren Energien im Strombereich zu fördern, die entsprechende Stromproduktion durch 
feste Einspeisevergütungen rentabel zu machen und die Erneuerbaren Energien durch 
kontinuierliche Degressionen der Vergütungssätze in die Wettbewerbsfähigkeit zu ande-
ren Energieerzeugungsarten zu führen. Es enthält dagegen kaum gezielte Anreize dafür, 
den Strom aus Erneuerbaren Energien – zeitlich und qualitativ – bedarfsgerecht zu pro-
duzieren und zu nutzen.  

Für die anstehende EEG-Novelle bedeutet dies aus Sicht des ZVEI folgendes:  

Die bisherigen Wachstumsimpulse dürfen nicht beeinträchtigt werden, das bestehende 
System ist aber konstruktiv weiterzuentwickeln. Ziel der EEG-Novelle muss es daher sein, 
im Rahmen der aktuellen Systematik bestehende Überkompensationen zu korrigieren und 
zukünftig zu vermeiden - bspw. durch Anpassung der bestehenden Vergütungsmodalitä-
ten - um das Fördersystem des EEG langfristig marktgerechter auszugestalten.  

 

 Systemintegration: 

Unter Systemintegration versteht der ZVEI das Ziel, die Erneuerbaren Energien technisch 
besser in das bestehende Energiesystem einzubinden. Neben den bislang kaum ausge-
prägten Aspekten der Marktintegration gibt es im bestehenden EEG bislang auch nur we-
nige Anreize und Regelungen, das Energiesystem dem steigenden Anteil der Erneuerba-
ren Energien mit zum Teil fluktuierendem Angebot anzupassen und somit deren Integrati-
on zu unterstützen. 

Für die anstehende EEG-Novelle bedeutet dies aus Sicht des ZVEI folgendes:  

Um zukünftig auf eine bessere Systemintegration der Erneuerbaren Energien hinzuwir-
ken, sind bspw. Regelungen notwendig zum verbesserten Einspeise- und Lastmanage-
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ment, zur Weiterentwicklung des Eigenverbrauchs bei der Photovoltaik und dessen Aus-
dehnung auch auf andere Erzeugungsbereiche, zur Förderung der Prognose-Qualität, zur 
Senkung des Regelenergiebedarfs sowie zur Öffnung der Regelenergiemärkte für Erneu-
erbare Energien. 

 

D. Eckpunkte des ZVEI für die Novelle des EEG im Einzelnen: 

1. Zur Marktintegration 

Zur Stärkung der Marktintegration schlägt der ZVEI folgende Maßnahmen vor:   

 

o EEG-Vergütungssystem beibehalten und fortentwickeln 

 Allgemein: 

Die Förderung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien mit Hilfe des EEG hat sich insge-
samt bewährt. Für einen großen Teil der Erneuerbaren-Energien-Anlagen bleibt das Fest-
preisvergütungsmodell unverzichtbar, um die bestehenden Kostendifferenzen in der Er-
zeugung auszugleichen. Insgesamt sollte die gegenwärtige Fördersystematik einschließ-
lich des Einspeisevorrangs und der bestehenden Vergütungsregelungen berechenbar 
fortentwickelt werden. Mit Ausnahme von Offshore-Wind (s.u.) sollten die Regeln zur De-
gression der Förderung beibehalten werden, weil sie eine schrittweise Marktintegration 
fördern und Innovationen anregen. Skalen- und Technologieeffekte werden im Festvergü-
tungssystem den größten Beitrag zur Marktintegration leisten. Schrittweise sind von Her-
stellern und Betreibern der Erneuerbaren-Energien-Anlagen mehr Beiträge zur noch feh-
lenden Marktintegration zu fordern. 

  

 Wind-Onshore: 

Der Systemdienstleistungsbonus mit seinen Anforderungen an die Bereitstellung von 
Blindleistung - also die Energie, die zwar erzeugt und transportiert, letztlich aber nicht 
verbraucht wird - stellt ein effektives und effizientes System zur Vergütung der tatsächlich 
erbrachten Blindleistungslieferung dar und dient außerdem der Systemintegration. Er soll-
te daher - unter Korrektur von erkannten Inkonsistenzen - bis zum 31. Dezember 2013 
verlängert und der Bezugszeitraum auf 1998 vorgezogen werden. Für Bestandsanlagen 
liegen den Herstellern derzeit beträchtliche Anfragen zur nachträglichen Umrüstung vor, 
die ohne diesen zusätzlichen Anreiz nicht getätigt werden. Der weitere Zubau durch das 
Repowering, also der Ersatz alter durch leistungsstärkere neue Anlagen, sollte durch den 
bestehenden Repoweringbonus an geeigneten Standorten weiter gefördert werden. 

 

 Wind-Offshore: 

Der geplante Ausbau der Offshore-Windleistung auf 25 GW bis 2030 ist eine gigantische 
energie- und industriepolitische Herausforderung. Um dieses Ziel zu erreichen, sind An-
strengungen aller Beteiligten und eine Förderung notwendig, die im internationalen 
Standortwettbewerb mithalten kann. Die notwendigen Investitionen in Technologien und 
Kapazitäten erfordern daher eine langfristig angelegte Förderung, die nicht im Turnus der 
EEG-Novellierungen laufend verändert werden darf. Die derzeit diskutierte Verkürzung 
und gleichzeitige Erhöhung der Anfangsvergütung für Offshore-Windanlagen würde ledig-
lich zu kurzfristigen Einmaleffekten führen, nicht aber Anreize für langfristige Investitionen 
in High-Tech Erzeugungsanlagen schaffen. 
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 Solare Strahlungsenergie (Photovoltaik): 

Damit Solarstrom die ihm politisch zugedachte Rolle im zukünftigen Energiemix spielen 
und seinen Beitrag zu einer dezentraleren Energieversorgung mit Erneuerbaren Energien 
leisten kann, sollte das Konzept des flexiblen Ausbaukorridors beibehalten und zukünftig 
auf die Entwicklung des tatsächlich erfolgenden Ausbaus zeitnah reagiert werden. Nur 
dadurch wird den Marktteilnehmern aus Industrie und Handwerk die Möglichkeit gegeben, 
den notwendigen Ausbau und die geforderten Innovationsschritte zu realisieren. Eine 
staatlich festgelegte jährliche Zubaumenge würde Marktmechanismen außer Kraft setzen 
und den Wert der bisher investierten Fördersummen verringern.  

 

 Biomasse: 

Die Verstromung von Biogas/Biomethan in Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ist die ökolo-
gisch effizienteste und energetisch sinnvollste Alternative. Sie ist durch die Speicherfähig-
keit von Biogas spitzenlastfähig und damit auch für die Systemintegration von besonders 
hohem Wert. Um das inzwischen hochkomplizierte Fördersystem zu straffen, sollte die 
Vielzahl der Bestimmungen für Boni, Einsatzstoffen und Anlagengrößen reduziert werden. 
Stattdessen sollte ein einheitlicher, rohstoff- und leistungsunabhängiger Vergütungssatz 
für Anlagen zur Verstromung von Biogas gezahlt sowie lediglich die Verwertung von 
Reststoffen und der Einsatz in KWK zusätzlich vergütet  werden. 

 

o Zusätzlich optionale Marktprämie einführen 

Die Mehrzahl der Vorschläge zur Umgestaltung des EEG-Vergütungssystems zielt darauf 
ab, den Marktpreis für Strom als Knappheitssignal für die Einspeisung von Erneuerbaren 
Energien zu nutzen. Diese sollen damit schrittweise an den Markt herangeführt werden 
und können „lernen“, mit den entsprechenden Chancen und Risiken umzugehen.  

Eine grundsätzliche Eigenschaft der sog. optionalen Marktprämie ist es, dass Erzeuger 
von Strom aus Erneuerbaren Energien frei zwischen der EEG-Festpreisvergütung sowie 
der Marktprämie wählen können. Entscheiden sie sich für letzteres Modell, so müssen sie 
den EE-Strom selbsttätig am Markt veräußern und erhalten ergänzende Vergütungsbe-
standteile, die die Differenz zur EEG-Mindestvergütung und zusätzliche Aufwände für die 
Selbstvermarktung ausgleichen. Dieser Ansatz erscheint – unbeschadet seiner genauen 
Parametrierung und Modellierung – aus Sicht des ZVEI grundsätzlich dazu geeignet, die 
Markt- und Systemintegration der Erneuerbaren Energien zu fördern. Dies deswegen, da 
durch die Kopplung der Vergütung an den aktuellen Strompreis ein Anreiz entsteht, ver-
mehrt in Zeiten hoher Marktpreise einzuspeisen. Vorhandene Speichermöglichkeiten und 
Flexibilitäten werden genutzt und neue geschaffen, um die Stromproduktion in diesen 
Zeiten zu maximieren. Wartungsarbeiten werden dagegen eher in Zeiten niedriger Strom-
preise verlegt.  

Die Gesamtwirkung der Effekte einer zusätzlichen optionalen Marktprämie muss aber 
ausgewogen ausgestaltet werden. Daher müssen bspw. die Anreize eines anzupassen-
den Grünstromprivilegs (z.B. 85% Grünstromanteil) berücksichtigt werden, da allein hie-
raus bereits ein deutlicher Vorteil und Anreiz für die Direktvermarktung entsteht. 

 

o Besondere Ausgleichsregelung erhalten 

Zum Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Industrie muss die besondere 
Ausgleichsregelung (sog. Härtefallregelung) - die aufgrund festgelegter Kriterien die EEG-
Kosten bestimmter Unternehmen der energieintensiven Industrie begrenzt - fortgeführt 
werden. Weiterhin muss die besondere  Ausgleichsregelung auch in Bezug auf Beihilfere-
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gelungen der EU rechtssicher verankert werden, um Kostenrisiken und Unsicherheiten für 
die betroffenen Unternehmen - wie seinerzeit bei der Verlängerung des Spitzensteuer-
ausgleichs (StromStG) - auszuschließen. 
 

o Effektivere Steuer- und Reaktionsmöglichkeiten prüfen  

Entsprechend den gemachten Erfahrungen hat sich der Novellierungsrhythmus des EEG 
als nicht immer optimal erwiesen. Daher sollte - soweit für einzelne Erzeugungsarten auf-
grund ihres erforderlichen Investitionsbedarfs und der daher notwendigen langfristigen 
Planungssicherheit umsetzbar - ein angemessener Überprüfungszeitraum und damit die 
Möglichkeit zur zeitnahen Korrektur von Fehlentwicklungen vorgesehen werden. Sofern 
eine derartige Verkürzung nicht in Betracht kommt, sollte das politische Ausbauziel an 
qualitativ hochwertiger Erneuerbarer Energien-Erzeugungskapazität im Sinne der Zielvor-
gabe „möglichst effiziente Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien“ auf klare politi-
sche Szenarien je 3 Kalenderjahre und Technologieart herunter gebrochen werden. Hier-
bei sollten auch die bisherigen Erfahrungen bezüglich der erheblichen Planungsunsicher-
heit bei der Höhe der EEG-Umlage für die Verbraucher berücksichtigt werden. 

  

2. Zur Systemintegration 

Zur Stärkung der Systemintegration schlägt der ZVEI folgende Maßnahmen vor:   

 

o Größerer Beitrag des EEG zum intelligenten Energiesystem der Zukunft  

 Das EEG als Baustein des "Intelligenten Energiesystems" begreifen: 

Um die politisch angestrebte Energiewende hin zu einer erneuerbaren, dezentraleren und 
effizienteren Energieversorgung zu erreichen, ist der Umbau des bestehenden Energie-
systems zu einem intelligenten Energiesystem der Zukunft notwendig. Hierunter versteht 
der ZVEI die Vernetzung und Steuerung von intelligenten Erzeugern, Speichern, Verbrau-
chern und Übertragungs- sowie verteilnetzen mit Hilfe von Informations- und Kommunika-
tionstechnik. Nur durch die Entstehung dieses intelligenten Energiesystems lässt sich eine 
preisgünstige, umweltfreundliche und sichere Energieversorgung gewährleisten. Dieses 
ambitionierte Ziel kann aus Sicht des ZVEI nur dann erreicht werden, wenn jedes einzelne 
energiepolitisch eingesetzte Instrument seinen Beitrag hierzu leistet und sämtliche Maß-
nahmen entsprechend aufeinander abgestimmt sind. Dementsprechend muss aus Sicht 
des ZVEI auch und gerade das EEG zukünftig als Teil dieses intelligenten Energiesys-
tems verstanden werden und entsprechende Anreize und Verpflichtungen zu dessen Ent-
stehung enthalten. 

 

 Das EEG zur Finanzierung des Netz- und Speicherausbaus nutzen: 

Investitionen in Erneuerbare-Energien-Erzeugungsanlagen machen auch Investitionen in 
die Netzinfrastruktur notwendig. Die Systemintegration der erneuerbaren Energien wird 
allerdings durch den fehlenden bzw. zu langsamen Netzaus und -umbau behindert. Selbst 
die gesetzlich beschlossenen Ausbaumaßnahmen aus dem Jahre 2009 (Energieleitungs-
Ausbaugesetz auf Basis der DENA Netzstudie) sind noch nicht vorangekommen. Dies 
liegt zum einen an planungsrechtlichen Hemmnissen, wirft aber auch Finanzierungsfragen 
auf. Bei der zukünftigen Ausgestaltung des EEG sollte dieser Aspekt - "ohne Ausbau intel-
ligenter Netze kein Ausbau erneuerbarer Energien" - daher stärker berücksichtigt werden 
und Erzeuger von Strom aus erneuerbaren Energien einen Beitrag zum Netzausbau so-
wie der Modernisierung zum intelligenten Energiesystem leisten.  
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 Bedarfsgerechtere Einspeisung und Lastmanagement fördern und fordern: 

Der politisch gewollte Ausbau der Erneuerbaren Energien stellt wachsende Anforderun-
gen an das Energiesystem. Die größtenteils nicht beeinflussbaren naturbedingten 
Schwankungen der Erneuerbaren Energien führen in Zeiten schwacher Last und gleich-
zeitig starkem Wind bzw. starker Sonneneinstrahlung zum Abregeln der Erneuerbaren-
Energien-Anlagen oder zur Abgabe von entsprechend gefördertem Strom ins Ausland. 
Das ist weder energie- noch kosteneffizient. Weitere nachteilige Effekte sind Netzengpäs-
se, kurzfristige Preissprünge sowie eine Zunahme der Abhängigkeit von ausländischen 
Regelenergiemärkten.  

Um diesen Effekten adäquat entgegenzuwirken, muss zukünftig eine bedarfsgerechtere 
Einspeisung und angebotsgerechtere Nutzung von Strom aus Erneuerbaren Energien 
erfolgen. Dies erfordert vor allem Technologien zur Speicherung und Verbrauchssteue-
rung, zu deren Einführung das EEG bisher aber weder Anreize noch Verpflichtungen ent-
hält. Der von der Bundesregierung lange angekündigte Stetigkeitsanreiz für das Zusam-
menschalten verschiedener regenerativer Erzeugungsanlagen mit Speichern und Maß-
nahmen zum Lastmanagement muss daher nun schnellstmöglich eingeführt werden. Im 
EEG sollte demnach zukünftig ein Förderelement enthalten sein, das auf die bedarfsge-
rechte Erzeugung und Nutzung von Strom durch Speichertechnologien (zur Anpassung 
der Einspeisung an den Bedarf) und Lastmanagement (zur Anpassung des Bedarfs an die 
Einspeisung) hinwirkt. Das EEG ist hierfür auch das geeignete Instrument, da es seine 
Tauglichkeit für Entwicklung von effizienten Technologien bereits bei der Förderung von 
Erzeugungstechnologien bewiesen hat. 

 

o Eigenverbrauchsregelung praxisgerecht überprüfen und erweitern  

Die Eigenverbrauchsregelung sollte über den 1. Januar 2012 hinaus fortgeführt und die 
Beschränkung auf Anlagen bis 500 Kilowatt fallengelassen werden. Dies führt zu einer 
Senkung der EEG-Umlage und entlastet zugleich die Stromnetze, wodurch das Ziel der 
angestrebten dezentraleren Stromversorgung schrittweise erreicht werden kann.  

Im Übrigen sollte die Eigenverbrauchsvergütung für Sondervertrags- oder Gewerbekun-
den besser gestellt werden, um in Wohngebäuden auch die Bereiche Raumwärme und 
Warmwasser - auf die mehr als Zweidrittel des Energieverbrauchs entfallen - durch Er-
neuerbare-Energien-stromgeführte Systeme, beispielsweise effiziente Wärmepumpen, zu 
bedienen.  

Schließlich sollte die im EEG verankerte Idee des Eigenverbrauchs auf die Ebene der 
Verteilnetze gehoben werden. Energetisch und volkwirtschaftlich ergeben sich auf Ebene 
dieses „Bilanzkreises“ die besseren Effizienzeffekte. Im Gegensatz zum bisherigen Ei-
genverbrauch je Gebäude könnten sich so wesentlich mehr Verbraucher und Erzeuger 
abgleichen. Um auf dieser Ebene eine möglichst einfache technische und wirtschaftliche 
Lösung für alle Marktteilnehmer zu schaffen, wird die Einführung eines „Überschussstrom-
tarifs“ vorgeschlagen. Dieser unterstützt automatisch in hohen Erneuerbare-Energien-
Einspeisezeiten die Abnahme durch schaltbare Verbraucher oder Energiespeicher wie 
Batterien, in schwachen Erzeugungszeiten mindert er automatisch den Verbrauch. Im 
Prinzip müssen dazu die Preisbestandteile Netzentgelte und EEG-Umlage unterschiedlich 
auf die verschieden Tarifzeiten aufgeteilt werden. Im EEG ist daher eine Regelung vorzu-
sehen, die in „Überschusszeiten“ den Bezug von Strom (hauptsächlich mittels schaltbarer 
Verbraucher oder Energiespeicher) finanziell entlastet.  

Zusätzliche Investitionen in Erneuerbare-Energien-Anlagen werden im Übrigen dadurch 
verhindert, dass Energiedienstleistungslösungen – anders als der reine Eigenbetrieb – 
nicht als Eigenverbrauch anerkannt und daher durch die EEG-Umlage belastet werden. 
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Diese Ungleichbehandlung kann durch ein Effizienzkriterium für Anlagen anstelle des 
Tatbestands der Drittbelieferung behoben werden. 

 

o Beteiligung an Regelenergiemärkten ermöglichen  

Um die Systemintegration zu beschleunigen müssen die Regelenergiemärkte zukünftig für 
die Teilnahme von erneuerbaren Energien geöffnet werden. Diese haben sich dann antei-
lig - ggf. ab einer definierten Mindestanlagengröße und je Technologie - an den verur-
sachten Regelenergiekosten zu beteiligen. Dies kann sehr einfach über eine sukzessive 
verpflichtende Bereitstellung von bestimmten Mengen der Anlagenkapazität als (negative) 
Regelleistung umgesetzt werden, die auf Basis der erzielten Regelenergieerlöse dem 
Anlagenbetreiber einheitlich und marktorientiert vergütet wird.  

Die Absenkung der Minutenreserve von 15 MW auf 5 MW ist deshalb ein richtiger Schritt, 
um z.B. vernetzten KWK-Anlagenpools gemeinsam die Teilnahme am Regelenergiemarkt 
zu eröffnen und die Systemintegration erneuerbarer Energien zu beschleunigen.  

 

3. Konsistente Abstimmung des energierechtlichen Instrumentenmix 

Ziel der Energiepolitik ist die Herbeiführung der eingangs beschriebenen Energiewende, 
als dessen Bestandteil die Novellierung des EEG aus Sicht des ZVEI zu begreifen ist. Wie 
beschrieben, muss das EEG hierbei insbesondere seinen Beitrag zur Entstehung des 
notwendigen Intelligenten Energiesystems leisten, ohne das eine intelligente Energiever-
sorgung der Zukunft nicht umsetzbar ist. Das EEG sollte daher - als Teil des energierecht-
lichen Ordnungsrahmens - nicht losgelöst von anderen energierechtlichen Regelungswer-
ken betrachtet werden. Die Energiewende kann vielmehr nur dann gelingen, wenn neben 
der weiteren direkten Förderung durch das EEG und dessen oben beschriebenen Beiträ-
gen zu Erreichung des Intelligenten Energiesystems die Aspekte der Energiespeicherung, 
des Energietransports sowie des intelligenten Netzaus- und umbaus auch an anderer 
Stelle weiter voran getrieben werden. Relevant für den weiteren Erfolg der Erneuerbaren 
Energien in der Stromerzeugung ist daher außerhalb des EEG insbesondere: 

 

o Hemmnisse abbauen: Insbesondere planungsrechtliche Hemmnisse müssen 
überwunden werden. Die Kommunikation mit betroffenen Bürgern sowie Gemeinden 
sollte deutlich verbessert sowie Regelungen zu Plan- und Genehmigungsverfahren 
gestrafft werden, um dadurch Verzögerungen und Widerstände bei Ausbauprojekten 
zu verringern. Dies betrifft nicht nur den Aus- und Umbau der Netze selbst, sondern 
auch planungsrechtliche Erleichterungen für Erneuerbare-Energien-Anlagen, für 
Speicheranlagen sowie für den Neu- und Umbau spitzenlastfähiger konventioneller 
Kraftwerke. Ein erster Schritt wäre die systematische Prüfung sämtlicher relevanter 
Regelungswerke von Bund und Ländern - etwa EnWG, BauGB/ BauNVO, 
WHG/LWG, BNatSchG, BImSchG sowie alle weiteren tangierten fach- und pla-
nungsrechtlichen Instrumente - und bspw. zunächst die Ergänzung der dort vorhan-
denen Zweckbestimmungen und Abwägungsnormen. Im Übrigen hat der ZVEI dazu 
mit dem BDI detaillierte Vorschläge ausgearbeitet („Vorschläge für die Beschleuni-
gung von Projekten der Stromübertragungs- und Verteilnetze“), auf die ergänzend 
verwiesen wird.  

o Anreize schaffen: Notwendig ist eine über die EEG-Förderung hinausgehende 
Schaffung von Anreizen und Verpflichtungen für dezentrale Speichersysteme - etwa 
im EnWG - um speicherbare Erneuerbare Energien auch in die Regel- und Spitzen-
lastversorgung mit einbeziehen zu können, 
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o Intelligenz schaffen: Intelligente Energieversorgungsnetze und hierbei insbesonde-
re Intelligente Zähler sowie geeignete Regelungstechnik für Gebäude zur besseren 
Steuerung von Selbstverbrauch und Einspeisung sind auch außerhalb des EEG, 
bspw. im EnWG, voranzubringen. 

o Potentiale erschließen: Bei der Erreichung der angestrebten Energiewende kommt 
dem Gebäudebereich und hierbei insbesondere der Wärmeversorgung - sowohl pri-
vat, als auch gewerblich und industriell - eine herausragende Bedeutung zu. Im 
Wärmebereich konkurriert der preislich mit der EEG-Umlage belastete Strom aller-
dings mit anderen Energieträgern wie Erdgas oder Erdöl, auf die ihrerseits keine der 
EEG-Umlage ähnlichen Zusatzkosten entfallen. Das hat Auswirkungen auf den 
Wettbewerb der Energieträger. Gerade die intelligente Stromerzeugung aus Erneu-
erbaren Energien kann aber maßgeblich zur Erreichung der Energie- und Klimaziele 
beitragen. Vor diesem Hintergrund soll geprüft werden, die die EEG-Umlage bilden-
den Kosten zukünftig nicht nur auf den Stromverbrauch umzulegen, sondern im 
Wärmebereich auch andere Energieträger mit einzubeziehen. 

o Kommunen stärker Einbinden:  Kommunen sowie deren Unternehmen und Ein-
richtungen, sollen insbesondere zur Nutzung deren lokalen Know-Hows für ein intel-
ligentes dezentrales Energiemanagement stärker eingebunden werden.  
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o Der ZVEI - Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronikindustrie e. V. 

Der ZVEI vertritt die wirtschafts-, technologie- und umweltpolitischen Interessen der deut-
schen Elektrotechnik- und Elektronikindustrie, deren verschiedene Teilbranchen die 
Schrittmacher des technischen Fortschritts sind, auf nationaler, europäischer und interna-
tionaler Ebene. Er informiert gezielt über die wirtschaftlichen, technischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Elektroindustrie in Deutschland und fördert die Entwicklung 
und den Einsatz neuer Technologien durch Vorschläge zur Forschungs-, Technologie-, 
Umweltschutz-, Bildungs- und Wissenschaftspolitik. Er unterstützt eine marktbezogene, 
internationale Normungs- und Standardisierungsarbeit. Grundlage der Verbandsarbeit ist 
der Erfahrungs- und Meinungsaustausch zwischen den Mitgliedern über aktuelle techni-
sche, wirtschaftliche, rechtliche und gesellschaftspolitische Themen im Umfeld der Elekt-
roindustrie. Hieraus werden gemeinsame Positionen erarbeitet. 

Elektrotechnik und Elektronik prägen als Querschnittstechnologien das Innovations- und 
Wachstumstempo nahezu aller Wirtschafts- und Industriezweige und entscheiden somit 
über die Zukunftsfähigkeit Deutschlands. Mit über 800.000 Beschäftigten wurde im Jahr 
2010 ein Umsatz von 160 Milliarden Euro erwirtschaftet. Nach Beschäftigten ist die Elekt-
roindustrie hinter dem Maschinenbau und vor der Automobilindustrie auf Platz 2 in 
Deutschland. Fast die Hälfte des Umsatzes entfällt auf den Export, 10 Milliarden Euro 
gehen jährlich in Forschung und Entwicklung. Der Weltelektro-Markt ist mit 2,4 Billionen 
Euro der größte Produktmarkt der Welt. 
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